
II= 66c?!.::. Beilagen zu den Stenograrhi~chen Protokollen 

d"l1 Nationalrates XV. Gcsctzgcbungspcriode 

Nr. 3311J 
1980 -02-:2 0 D r ~ n g l ~ ehe 

der Abgeo.:·dl;ctei/ Dip Z. Ing. RIEGLER 

und Genossen 

.4. n f l' a (J e 

betrcffe11d Pensi0nBk~rzung fUr tausende 8stcrreichische Pensionisten 

Was im ers ten Nomen t ung laubwÜl?dig erscheinen mag., s te l l t sich 

bei eingehender Auseinand~rsetzung mit der Sachlage als ungeheuer­

liche Soaialdemontage dar: Seit 1. Janner 1980 erhalten allein 

im Bere~ch der BauernsoziaZversicherung über 14.000 Pensionisten 

(Ausgleichszulagenbezieher) eine Pension.) bei der die Erh8hung 

einschZießlich der Ausgleichszulage geringer als 5.,6 % ist. 

Darüberhinaus erhalten von diesen über 14.000 sogar knapp 

2.300 Pel'Bonen eine Pension samt AusgleichszuZage., die g~ringer 

ist als im Vorjahr. Auch im Bereich der SoziaZversiche~ung der 

gewerblichen Wirtschaft und bei den ASVG-Pensionsversicherungs­

trage.rn f:!,J..13t.g es g leichfa l ls eine gr8ßere Anzah l pon Pensionis ten geJ::;er.~ 

die davon betroffen sind., ihre Anzahl ist ~Zlerdings nicht 

bekannt. 

Wie konnte es zu diesem unsozialen Pensionsskandal kommen? Durch 

das Abgabenilnderungsgesetz 1976 !Jurden alle land- und forst­

wirto~haftlichen Einheitswerte außertourlich um 10 % erh8ht. 

1·m Bundeaministerium für soziale Verwaltung_und im Eundo8ministerium 

für- Finanzen wurde die Auffassung vertreten~ daß diese Erh8hung 

auch auf bereits laufende Pensionen samt Ausgleichzulage 

anzuwenden sei. Dcs hatte bewirkt., daß landwirtschaftlichen 

Ausgedinosheziehern zum 1.1.1977 die Ausgl~ichszulage in einem 

geringeren Ausmaß erheht worden ware., als die allgemeine 

PensionaerhChung betragen hat. Demgegenüb~r hat das Oberlandes­

gericht WiGn a&s H8chstgeriaht im LeiatungBstreitverfahren der 

gesetzlichen SoaialvercichGPung in mehreren Entscheidungsn erkannt, 

daß Erh8hungen der Einheitswerte nach dem Abgaben~nderungsoesetz 1976 
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die Zuel>kennung de1> Ausglc1.:chsz<-llage 

maJ3gebenden Sach- und P.ce7ztslage anzusehen sind., ltlenn am 

1. Jäi't1wr 1976 das Eigentum am land(forst;hJi.rtschaftZichen Bei;1.,ieb 

nicht mehr bestanden hat. 

D1:e sC::'1.:aZistische Mehrheit hatte nä.'nliclz az1 iln>e "soziale .4rt" ve1>su:Jht., diese 

Fä Z Ze -ln den Griff zubekommen . Es hande Zte sich dabe1: um die 

5. NoveZle zum Bauern-Pensionsversicherungsgesetz (und die 

damit zusammenhängende 32. ASVG-Novelle und die 24. GSPVG-NoveZZe) 

im Jahr 1976., sowie um das Sozialrechts-Xnderungsgesetz 1978. 

Damit sollte ein der Wirklichkeit widersprechender Zusammenhang 

zwischen einer Ausgedingsleistung aus dem Ubergebenen Betrieb 

und später erlassenen Einheitswertbescheiden auf gesetzliche 

Weise hergestellt werden. 

So problematisch d~e Anrechnung des fiktiven Ausgedinges - das 

ist ein bestimmter Prozentsatz des zuletzt festgest~llten 

Einheitswertes der land(forstJwirtschaftZichen Flächen oh~e 

RUcksicht auf Art und Ausmaß der tatsächlichen Ausgedingsleistungen -

an sich schon ist., umso grotesker erscheint es., eine Einheits­

wertel'höhung bei der Bemessung deI' Ausgleichszulage heranzuziehen., 

obwohl das Eigentumsrecht zum Zeitpunkt dieser Erhöhung nicht 

mehr bestanden hat. 

Es handelt sich um Pensionisten., die ihren Betrieb oft schon 

vor Jahrzehnten übergeben haben und auf die Höhe des neuen Einheits­

wertes· ihres seinerzeitigen Betriebes keinerlei Einfluß haben. 

Die Xnderung des Einheitswertes nach Ubergabedes Betriebes 

hat auch keinerlei Einfluß auf die Höhe der Ausgedingsleistungen. 

Zudem bestehen hunderte dieser früher einmal übergebenen 

Betriebe nicht mehr. Obwohl für diese früheren Betriebe oft ein 

neuer Einheitswert gar nicHt mehr besteht., soll doch fiktiv die 

Einhei tswerterhöhung 1976 auf einen- z. B. schon im Jahre 1965 

aufgeteilten und heute gar nicht mehr bestehenden Betrieb 

angewendet werden. 

Mit der 2. Novelle zum Bauern-SoziaZversicherungageseta und den 

entsprechenden Novellen zum ASVG und GSVG haben die Sozialisten 
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iln'e Mehrheit (Jcg.::.n tazlsende klehw PellDionisten bl~u.tal cillgec:et3t. 

Im fiskalischeil Interesse hat man die hJchstgerichtlichen 

Elztscheidungen unterlaufen und dieses Problem auf dem RUcken 

k lein er Pensionis ten (Je "lös t. Der von den So ;:.ia lis ten nUl? verba l 

gefUhrte "Kampf gegen"die"Armut" hat 

Aussehen: 

in Wirklichkeit foloendes ,; v 

Viele tausende Pensionisten erhalten aufgrund dieser neuen 

Gesetze seit 1. Janner 1980 nicht nur nicht die nach der 

JahrZichen Pensionsanpassung falligen Erh8hungen~ tausende 

erhalten sogar weniger Gesamtpension als im Jahr 1979. Meistens 

handelt es sich um Pensionisten mit einer Peneionsh8he von 

S 1.000.-- bis S 2.000.--~ also gerade um einen besonders 

bedUrftigen Personenkreis. 

Die Sozialisten haben also in letzter Zeit nicht nur mehrmals 

die von der tJvp gefol>derte Uberproportionale Erh8hung der 

AusgleichszuZagenrichtsatze abgelehnt~ sondern auch noch diese 

unsoziale PensionskUrzung fUr tausende 8sterreichische Pensionisten 

durchgepeitscht. Nicht nur bei den Betroffenen~ sondern auch bei 

. Jedem sozial denkenden Menschen muß hiefUr das Verstandnis 

fehlen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister fUr soziale Vepwaltung folgende 

A n fra g e : 

1. Sind Sie bereit~ dem Nationalrat umgehend eine Gesetzesvorlage 

zur }{nde rung Jener Ges e tzesbes timmungen zur Besch Zußfassung 

vorzulegen~ mit denen tausenden Pensionisten die Pension 

gekUrzt worden ist~ damit diese einmalige soziale 

Unger.echtigkeit wieder beseitigt wird ? 

2. Bis wann kann mit eine~ solchen Gesetze8vorlage gerechnet 

werden ? 
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dlesCl' unsozialen 

Rege Zung e2'waehsenen Elnk.ommense-intmßen y·üc7·wergütet u1erden ? 

4. h'ie b2ul"f;eilen Sie im Lichte des 1.'0n de:p Regierung 

propa.g·iel'ten "Kampfes gegen die Armut" die Tatsache., daß aZleüz 
'.,.., • 1" ~ '"1' 7 "b 1 4 000 T' • 'Z-n7 Dt?l'e1-crz aer Daue2'nsoz-z-a"vers'Z-c,1(;rung u er .L_' f··er8onen 

nicht in den Ge7,uß del~ 5., 6 %igen Pens'ionsel'lzöhung für 1980 

kommen und fas t 2. 300 P,32"sonen sogar eine Pension samt 

Ausgleichszulage erhalten., die geringer ist als jene des 

Jahres 1979 ? 

Gemäß § 93 de2? Geschäftsordnung wird beantragt., diese Anfrage 

als dringlich zu behandeln und dem Erstunterzeichner Gelegenheit 

zur Begründung zu geben. 
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